
Bei Ordnungsmaßnahmen an öffentlichen Schulen:


„Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe dieser Ordnungsmaßnahme Widerspruch bei der Schule XY (Name und Anschrift der Schule) erhoben werden.“

Sofern Sie den Bescheid förmlich zustellen (mit Postzustellungsurkunde, Einschreiben mit Rückschein oder Einschreiben gegen Empfangsbekenntnis bei Zustellung an Rechtsanwält/innen), sollte der Begriff „Bekanntgabe“ durch „Zustellung“ ersetzt werden.




Auf Zeugnissen ist die in den Musterformularen der BASS enthaltene Formulierung z.B. wie folgt anzupassen:

„Gegen die Entscheidung, die Schülerin oder den Schüler nicht zu versetzen oder einen erreichbaren Abschluss oder eine Berechtigung nicht zu vergeben, kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Zeugnisses Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist bei der Schule XY (Name und Anschrift der Schule) zu erheben.“




Bei weiteren Bescheiden, z.B. zu Nachteilsausgleichen oder Attestpflicht:

 „Gegen diese Entscheidung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist bei der Schule XY (Name und Anschrift der Schule) zu erheben.“

